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§ 63 NO BO 2014

NO BO 2014 - NO Bauordnung 2014

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 22.03.2025

(1) Wird ein Bauwerk gemafd Z 1 bis 7 errichtet, vergréRert oder dessen Verwendungszweck gedandert oder die Anzahl
von Wohnungen erhoéht, sind dem voraussichtlichen Bedarf entsprechend Abstellanlagen fur Kraftfahrzeuge
herzustellen und fir das Bauwerk und dessen Benltzung zur uneingeschrankten Verfligung zu halten. Die
Mindestanzahl der Stellplatze ist mit Verordnung der Landesregierung festzulegen:

Far nach Anzahl der
1. Wohngebaude Wohnungen
2. Beherbergungsbetriebe, Krankenanstalten, Betten

Heime und Kasernen

3. Versammlungsstatten, Sitzplatze
Veranstaltungsbetriebsstatten, Kinos,
Kurstatten, Gaststatten u.dgl.

4. Industrie-Gewerbebetriebe und Arbeitsplatze,
Verwaltungsgebaude Nutzflache oder nach
der Verkaufs- oder

Geschossflache

5. Schulen Lehrpersonen und
Schaler

6. Freizeitanlagen Besucher oder nach
der Flache

7. Ambulatorien und Arztpraxen nach der Nutzflache

Bei Anderungen des Verwendungszwecks von Gebauden sind bestehende Stellplitze oder entrichtete Abgaben im
Sinn des 8 42, mit denen eine Stellplatzverpflichtung anlasslich friherer Vorhaben erfullt wurde, zu berucksichtigen.

(2) Wenn es der ortliche Bedarf, insbesondere in stark verdichteten Siedlungsbereichen, erfordert, darf der
Gemeinderat eine von Abs. 1 abweichende Anzahlvon Stellplatzen sowie eine Beschrankung der Anzahl und Breite der
Ein- und Ausfahrten im Wohnbauland zur Schaffung von Flachen fir den ruhenden Verkehr auf angrenzenden
offentlichen Flachen - auch auBerhalb eines Bebauungsplans - in einer eigenen Verordnung festlegen. Diese
Verordnung darf fir den gesamten Gemeindebereich oder fiir abgrenzbare Teilbereiche im Sinn des § 29 Abs. 2 des
NO Raumordnungsgesetzes 2014, LGBI. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung, erlassen werden.
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Bauverfahren, die zum Zeitpunkt der Kundmachung der Verordnung bereits anhangig waren, werden durch die
Verordnung nicht berdhrt.

(3) Fur die Ermittlung der Anzahlder Stellpldtze beinicht in der Verordnung nach Abs. 1genannten Gebduden und
Nutzungen sowie fir andere Kraftfahrzeuge als Personenkraftwagen sind der voraussichtliche Bedarf der Benutzer
und Besucher und fur diesen der vorgesehene Verwendungszweck mafRgeblich. Die Beurteilung ist unter
Berlcksichtigung des Verwendungszweckes des Bauwerks sowie der bestehenden Infrastruktur des Standortes

vorzunehmen.

(4) Wenn Teile eines Gebaudes dauerndverschiedenen Verwendungszwecken gewidmet werden, dann ist der
Stellplatzbedarf fur jeden Verwendungszweck getrennt zu ermitteln. Die so erhaltenen Werte sind zusammenzuzahlen.
Wenn bei Gebduden oder Gebdudeteilen verschiedene Verwendungszwecke fur verschiedene Zeitrdume in Betracht
kommen, dann ist jeweils der groRRere Stellplatzbedarf zu berucksichtigen.

(5) Die Abstellanlagen sind grundsatzlich auf dem Baugrundsttick herzustellen.

(6) Ist die Herstellung oder VergroRerung einer Abstellanlage mit der erforderlichen Anzahl von Stellplatzen nach Abs. 1
auf dem Baugrundstuck

- technisch nicht méglich,

- wirtschaftlich unzumutbar oder

- verboten (Bebauungsplan),

darf die Anlage auf einem anderen Grundstlck hergestellt werden.
Dieses Grundstick muss

- in einer Wegentfernung bis zu 300 m liegen und

- seine Verwendung fiur die Anlage grundbucherlich sichergestellt sein, wenn dieses Grundsttick nicht im Eigentum
des Verpflichteten steht.

In begriindeten Einzelfallen darf die Wegentfernung auf bis zu 600 m erweitert werden.
(7) Wenn auch das nicht mdoglich ist, istin der Baubewilligung fur das Vorhaben dieerforderliche und nicht herstellbare

Anzahl der Stellplatze festzustellen.

Die Baubehorde nach§ 2 Abs. 1 hat diese Feststellung in einem eigenen Bescheid vorzunehmen,

wenn
- sie fur die Erteilung der Baubewilligung nicht zustandig ist oder
- eine MaRnahme nach 8 15 Abs. 1 Z 1 lit. a gesetzt wird oder

- die Pflichtstellplatze abgeandert oder ersatzlos aufgelassen werden @ 15 Abs. 1 Z 1 lit. c).

In diesen Fallen ist nach Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behdrde nach8 2 Abs. 1die Stellplatz-
Ausgleichsabgabe gemal § 41 Abs. 1 vorzuschreiben.

(8) Der Gemeinderat darf mitVerordnung in Zentrumszonen nach§ 14 Abs. 2 Z 15 des NO Raumordnungsgesetzes
2014, LGBI. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung, oderTeilen davon zum Zweck der Férderung der Entwicklung dieser
Zone oder um Standortnachteile auszugleichen eine ganzliche oder teilweise Ausnahme von der Vorschreibung einer
Stellplatz-Ausgleichsabgabe vorsehen.


https://www.jusline.at/gesetz/noe__bo_2014/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/noe__bo_2014/paragraf/15
https://www.jusline.at/gesetz/noe__bo_2014/paragraf/15
https://www.jusline.at/gesetz/noe__bo_2014/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/noe__bo_2014/paragraf/41
https://www.jusline.at/gesetz/noe__bo_2014/paragraf/14
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=3/2015&Bundesland=Nieder%25C3%25B6sterreich&BundeslandDefault=Nieder%25C3%25B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True

In Kraft seit 01.07.2021 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 63 NÖ BO 2014
	NÖ BO 2014 - NÖ Bauordnung 2014


